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Reichweiten und Grenzen des Beitrags von beruflicher Weiterbildung zum regionalen Strukturwandel. Netzwerke zwischen Betrieben und überbetrieblichen Weiterbildungsträgern - eine Allianz mit Zukunft?





1.	Problemstellung





In Zeiten dynamischen Wandels in allen gesellschaftlichen Bereichen wird verstärkt auch die Leistungsfähigkeit des Bildungssystems für diesen Wandel hinterfragt. Die Debatte um das Leistungsniveau orientiert sich an Anforderungen, die für die künftige Bildungs-, Wissens- und Informationsgesellschaft formuliert werden.� Auch für das vielgelobte duale System der beruflichen Ausbildung ist die Frage nach dessen Zukunft angesichts erkennbarer Erosionen aufgeworfen.� Dies stimmt insofern bedenklich, liefert das duale System der beruflichen Ausbildung doch nach wie vor das Fundament für alle anschließenden Prozesse der Weiterqualifizierung. Dem ”Sachzwang” der beruflichen Weiterbildung hingegen werden zentrale Innovationspotentiale im gesellschaftlichen Modernisierungsprozeß zugeschrieben, wenngleich die Realitäten hinter den Proklamationen der politischen Akteure zurückbleiben.� Auf betrieblicher Ebene soll sie den technisch-organisatorischen Wandel begleiten, das Verhältnis von Lernen und Arbeiten neu akzentuieren und einen Beitrag zur Neuformierung von Personalmanagement und Organisationsentwicklung leisten. Auf gesellschaftlicher Ebene werden von ihr Lösungen in den Feldern der Beschäftigungs-, Struktur-, Arbeitsmarkt-, Bildungs- und Sozialpolitik erwartet. In der Regionalpolitik wird zudem durch veränderte Steuerungs- und Regulierungskonzepte ein Beitrag zur regionalen (endogenen) Entwicklung erhofft. Auf individueller Ebene wird mit dem Postulat des lebenslangen Lernens dessen uneingeschränkte Akzeptanz für den Verlauf der gesamten Berufs- und Erwerbskarriere eingefordert. Unklar ist dabei noch, wer bei dieser politisch proklamierten individuellen Bringschuld Profiteur und wer Verlierer ist, zumal unter den Bedingungen der seit Jahren sinkenden öffentlichen Ausgaben für die Bildung.


Im Folgenden soll die Frage thematisiert werden, welche Auswirkungen der regionale Strukturwandel auf die Kooperationsbeziehungen zwischen Betrieben und Weiterbildungsanbietern aufzeigt. Um sich dieser Frage anzunähern, werden eingangs die Komplexität des Problemhorizonts und die relevanten Trends von beruflicher Weiterbildung als Referenzrahmen vorangestellt. Erst auf dieser Hintergrundfolie lassen sich Problemlagen wie auch strategische Optionen in den Handlungs- und Gestaltungsfeldern von neu entstehenden Allianzen zwischen Betrieben und Weiterbildungsinstitutionen identifizieren.


2.	Gesellschaftliche Entwicklungstrends und berufliche Weiterbildung


Die Gestaltung der beruflichen Weiterbildungspolitik wird sich künftig an veränderten Koordinaten orientieren müssen. Diese Koordinaten werden von folgenden übergreifenden Entwicklungstrends bestimmt sein�:


Im Zuge der Deregulierung werden tradierte gesellschaftliche Teilsysteme neu justiert, d.h. bestehende Strukturen, Institutionen, Normen und Beziehungen lösen sich auf bzw. nehmen neue Gestalt an. Beispielhaft bedeutet dies: das ”Normalarbeitsverhältnis” wird zur Ausnahme, die soziale und regionale Mobilität beschleunigen sich, Berufstätigkeit und erworbene berufliche Qualifikationen besitzen nur noch für bestimmte Lebensphasen Relevanz, so daß mit der Beschleunigung im Hochgeschwindigkeitsarbeitsmarkt Diskontinuität und Flexibilität zentrale Merkmale in den Erwerbsbiographien werden.�


Globalisierung und Regionalisierung. Die parallel verlaufenden Prozesse orientieren sich einerseits auf globale Entwicklungen in Ökonomie und Politik, konzentrieren das politisch-strategische Handeln jedoch auf die Option regionaler Gestaltung.


Der Prozeß der sozialen Differenzierung, Individualisierung und Pluralisierung der Lebensstile schreitet voran, verändert die persönliche Identitätsbildung und die sozialen Beziehungsstrukturen und verstärkt die Selbstgestaltung und Selbstverantwortung. 


Die Vermarktlichung setzt sich zunehmend durch. Im Bereich der Bildung, obwohl in diesem Sektor der Warencharakter nicht eindeutig ist, bedeutet ein Rückdrängen staatlicher Gestaltung, Normierung und Finanzierung bei gleichzeitiger Überstellung von Aufgaben in die privatwirtschaftliche Marktsphäre eine Gefährdung des Gegenstandsbereichs.


Die Mediatisierung nimmt in allen Lebensbereichen zu und führt zu Veränderungen in den Bildungsstrukturen, der Organisation des Lernens sowie zu grundlegenden Veränderungen im informationellen Bereich. Offen ist, ob hierdurch nicht neue Chancenungleichheiten entstehen.


Ein Blick auf die Probleme in der Berufsbildung zeigt folgende Befunde:


Die Situation in der beruflichen Ausbildung ist derzeit dadurch gekennzeichnet, daß vielen Jugendlichen der Eintritt ins Erwerbsleben über eine Berufsausbildung versperrt bleibt. Und selbst nach Abschluß einer Berufsausbildung bleibt für viele Jugendliche unsicher, ob sie im erlernten Beruf eine dauerhafte Beschäftigung finden können. Letztlich bleibt festzustellen, daß die berufliche Ausbildung heute zwar eine Voraussetzung für berufliche Entwicklungschancen ist, sie aber nicht mehr garantiert. Erst über die berufliche Weiterbildung und das lebensbegleitende Lernen werden heute stabile und dauerhafte berufliche Erwerbskarrieren konstituiert. Dadurch kann sie zwar eine Schutzfunktion für dauerhafte Ausgrenzung übernehmen, dennoch bietet aber auch sie keine Garantie für drohende Diskontinuitäten im Erwerbsverlauf. Im Zusammenhang mit dem lebenslangen Lernen konstituiert sich daher eine ”Qualifikationsparadoxie”, denn die Teilnahme an Weiterbildung führt nicht automatisch zur beruflichen Stabilität, die Nichtteilnahme erhöht aber das Risiko zur Destabilisierung beträchtlich.


Die Partizipationsquoten der Erwerbstätigen an der Weiterbildung sind in den letzten zwanzig Jahren erheblich gestiegen. Trotz der deutlichen Steigerungsrate weist die Teilnahme nach wie vor erhebliche Ungleichgewichte auf. Jüngere, Hochqualifizierte mit entsprechendem beruflichen Status, Besserverdienende und Erwerbstätige in Großbetrieben zählen überproportional zu den Teilnehmern. Frauen, Geringqualifizierte, Ältere, Ausländer und Erwerbstätige in Klein- und Mittelbetrieben nehmen dagegen weniger an Weiterbildung teil.


Der sich in den gestiegenen Teilnahmequoten ausdrückende Bedeutungszuwachs der beruflichen Weiterbildung bezieht sich aber nicht allein auf die Vermittlung berufsfachlicher Qualifikationen. Vielmehr haben die weichen Faktoren wie die personale und soziale Kompetenz ebenfalls an Bedeutung gewonnen. Da die organisierte berufliche Bildung in nur sehr beschränkter Weise in der Lage ist, die weichen Faktoren inhaltlich zu profilieren, ist sie auf die Kooperation mit den anderen Bereichen wie z.B. den Betrieben (Lernen im Prozeß der Arbeit) angewiesen.


Die betriebliche Weiterbildung ist die dominante Form beruflicher Qualifizierungsprozesse. In der Verbindung zur Personal- und Organisationsentwicklung übernimmt sie zentrale Aufgaben im Rahmen betrieblicher Reorganisationsprozesse aufgrund des veränderten Technikeinsatzes, neuer arbeitsorganisatorischer Konzepte und neugelagerter Marktanforderungen. Die Teilnahmechancen wirken für die Belegschaft hochgradig selektiv, denn insbesondere Beschäftigte mit Führungsaufgaben werden in sie einbezogen, während für die sogenannten Randbelegschaften, d.h. die Geringqualifizierten, hohe Zugangsbarrieren existieren. Die betriebliche Weiterbildung ist in ihrer Organisation und Finanzierung unabhängig von staatlichen/öffentlichen Regelungen, der arbeitnehmerseitige Einfluß ist gering.


Der Einsatz neuer Techniken und Medien im Zuge der Einführung neuer Managementphilosophien hat nachhaltige Auswirkungen auf die Struktur des Lehrens und Lernens. Feststellbar ist ein Trend zunehmender Dezentralisierung von Lernprozessen bei gleichzeitiger Bedeutungszunahme des individuellen selbstgesteuerten Lernens. D.h., die klassische Konfiguration zwischen dem Lernen an traditionellen Lernorten und dem Arbeiten in der Produktion bzw. im Büro beginnt sich aufzulösen. Die Integration von Lernsequenzen in die unmittelbaren Arbeitsprozesse und der weitgehend universelle Einsatz neuer Lernmedien hat zu einer Pluralisierung der Lernorte und damit korrespondierend zu einer Verbreiterung der Lehr- und Lernarrangements geführt. Der Einsatz neuer Lernmedien hat aber nicht nur Auswirkungen auf die Lernorganisation, die Lernorte und deren spezifische Kommunikationsstruktur. Begleitet wird diese Entwicklung durch den dynamischen Wandel in den Qualifikationsanforderungen selbst. Kurzfristig entstehende betriebliche Kompetenzanforderungen lassen sich in der Regel nicht unmittelbar durch klassische Lehrgangsangebote schulen, so daß für die Kompetenzaneignung zukünftig ein hohes Maß an individueller Selbstverantwortlichkeit und Selbststeuerung erwächst. Das Modell der ”lernenden Organisation” Betrieb bedarf daher der Bereitschaft und Akzeptanz des Individuums für das lebenslange Lernen und die permanente Anpassung und Veränderung. Offen bleibt dabei die Frage, wem Lernchancen im Arbeitsprozeß eröffnet werden und wer außerhalb der Arbeit in seiner Freizeit Lernzeit investieren muß, um Anschluß zu halten.


Nach dem Kriterium der Finanzierung der Weiterbildungskosten differenziert sich Weiterbildung in einen öffentlichen, privatwirtschaftlichen und individuell finanzierten Sektor. Für den bedeutsamen Bereich der beruflichen Weiterbildung hat sich eine Funktionsteilung herauskristallisiert, nach der die Betriebe die Kosten für die Qualifizierung ihres Stammpersonals tragen und die öffentlichen Haushalte die Kosten der Weiterbildung der Arbeitslosen mit dem Ziel der Reintegration bzw. der Stabilisierung bei von Arbeitslosigkeit bedrohten Personen auf Basis des ehemaligen Arbeitsförderungsgesetzes und jetzigen Sozialgesetzbuches III übernehmen. Diese Funktionsteilung wird den Prozeß zunehmender Segmentation und Selektion beschleunigen, da vermutlich künftig die Mittel der öffentlichen Weiterbildungsförderung aufgrund einer veränderten Förderphilosophie des SGB III zurückgefahren werden. Damit droht nicht nur eine quantitative Reduzierung des Teilnehmervolumens insgesamt, sondern es führt auch zur weiteren Reprivatisierung des Weiterbildungsrisikos und der Weiterbildungskosten. Letztlich wird die Weiterbildungsbranche, d.h. die Einrichtungen der Weiterbildung, erheblich unter diesen Bedingungen leiden, so daß es vermutlich zur Ausdünnung und Bereinigung in der regionalen Infrastruktur und zum Verlust von Professionalität in der Weiterbildungslandschaft kommen wird.�


Angesichts dieser - sicherlich nicht vollzählig beschriebenen - Problemlagen, die durch die oben skizzierten gesellschaftlichen ”Megatrends” sich weiter verfestigen dürften, wird die berufliche Bildung perspektivisch zu den Politikfeldern zählen, die in Zukunft an Bedeutung gewinnen. Betriebe wie auch Institutionen der Weiterbildung müssen sich den gewandelten gesellschaftlichen Koordinaten anpassen und nach neuen Lösungswegen zur Verhinderung von Friktionen im Adaptionsprozeß suchen. Auf der subjektiven Ebene müssen die Individuen dazu befähigt werden, mit den Auswirkungen dieser Trends umzugehen, sie zu beeinflussen und mitzugestalten.


3.	Regionaler Strukturwandel und berufliche Weiterbildung


Eng mit der zunehmenden Globalisierung der Ökonomie korrespondiert die Beschleunigung des regionalen Strukturwandels. Globalisierung meint ”Prozesse, in deren Folge die Nationalstaaten und ihre Souveränität durch transnationale Akteure, ihre Machtchancen, Orientierungen, Identitäten und Netzwerke unterlaufen und querverbunden werden.”� Die neue Macht transnationaler Unternehmen, verstanden als ”Subpolitik” jenseits des politischen Systems, eröffnet neue strategische Potentiale im Hinblick auf die Chance, die Schaffung von Arbeitsplätzen weltweit nach den ”bestgebotenen Konditionen” zu entscheiden, die Herstellung von Produkten und Dienstleistungen an verschiedene Orte der Welt arbeitsteilig zu zerlegen, Produktionsstandorte bezüglich der vorhandenen Infrastrukturleistungen auszuwählen und damit letztlich zwischen Investitions-, Produktions- und Steuerort zu unterscheiden.� Die Debatte um die Globalisierung mit der Perspektive der Auflösung traditioneller Standortbindungen in ihren regionalen und lokalen Bezügen ist zugleich von einem breiten Diskurs einer Re-Regionalisierung und Renaissance regionaler Ökonomien flankiert. Dies wird dadurch begründet, daß sich trotz der globalen Ausrichtung transnationaler Unternehmen mit ihren spezifischen zwischenbetrieblichen Kooperationsformen das Problem der ökonomischen, sozialen und kulturellen Integration und Verankerung der globalen Netzwerke stellt.� Für Sennet gibt es bereits Anzeichen dafür, ”daß die Ökonomie dem Ort nicht gleichgültig gegenübersteht, wie man oft angenommen hat ... Selbst auf den flexibelsten Arbeitsmärkten der Welt, in Südostasien, wird allmählich deutlich, daß lokale, soziale und kulturelle Geographien für Investitionsentscheidungen von großer Bedeutung sind. Der Ort besitzt Macht, und die neue Ökonomie könnte durch diese Macht eingeschränkt werden.”�


Im letzten Jahrzehnt ist ein Trend erkennbar, die berufliche Weiterbildung stärker im Rahmen regionaler Politikgestaltung und als Vehikel der aktiven Strukturpolitik� zu betrachten, womit regionale Strukturen und Steuerungsmechanismen verstärkt auch zum Gegenstand der Berufs- und Weiterbildungsforschung geworden sind.�


Das Politikkonzept der Regionalisierung folgt dem Grundsatz regionaler Politikformulierung und kooperativer Steuerung. Durch die Elemente von Dezentralisierung, Kooperation und Koordination fundiert, ist mit der Regionalisierung ein Steuerungsmodell konzeptioniert, das sich im Aushandlungsfeld zwischen zentralem und dezentralem Staat, Markt und organisierten gesellschaftlichen Interessen bewegt. Die daran gekoppelte Zieldimension stellt auf die Freisetzung von Innovations- und Modernisierungspotentialen zur regionalen Vitalisierung ab.� In diesem Kontext avanciert die Region - angesichts grenzenloser Internationalisierung einerseits und zunehmender Zurückdrängung zentralstaatlicher Gestaltungskraft andererseits - zu einem Refugium, in der Politik wie auch die zur Verfügung stehenden Instrumentarien noch eine meßbare Wirkung entfalten können.


Dies scheint zumindest auf den ersten Blick in den Erwartungen überzogen. Verbirgt sich hinter der Forderung nach Regionalorientierung nicht nur die vage Hoffnung, daß das, was auf der nationalstaatlichen Ebene nicht mehr lösbar erscheint, auf regionaler oder lokaler Ebene zu regulieren sei?


Historisch gesehen verfügt die Regionalpolitik seit Jahrzehnten über Instrumente zur Steuerung regionaler Entwicklungsprozesse. Mit der Zieldimension einer ”Regionalisierung der Regionalpolitik” als ”Strukturprinzip” wird eine programmatische Vision entfaltet, über die Definition regionaler Gebietskulissen oder ”Ziel-Regionen” mittels finanzieller Förderung den Strukturwandel zu flankieren und regionale Standortnachteile einzuebnen. Beispielhaft hierfür steht das Land Nordrhein-Westfalen, das seit den 80er Jahren eine Regionalisierung der Strukturpolitik eingeleitet hat. Regionale Strukturpolitik bedeutet, die Aufwertung der Region als aktiver Gestalter, die Mobilisierung und Bündelung der regionalen Kräfte, die Initiierung und Moderation des Regionalprozesses, die Schaffung geeigneter Kommunikationsstrukturen und die Erarbeitung eines regionalen Leitbildes für den kooperativen und sozialen Dialog der Akteure.� Die bisherigen Erfahrungen zeigen jedoch, daß sich regional-strukturelle Standortdisparitäten nachhaltig kaum positiv beeinflussen lassen. So kann von positiven Effekten des Strukturwandels im Ruhrgebiet, trotz jahrzehntelanger Förderungsbemühungen, keine Rede sein, denn es werden weiterhin kontinuierlich Arbeitsplätze abgebaut und es ist nicht gelungen, Neuorientierungen durchzusetzen und eine tragfähige Wirtschaftsstruktur aufzubauen.� 


Der Trend zur Regionalisierung einerseits und beschleunigte Globalisierung bzw. Europäisierung andererseits stehen in einem dialektischen Verhältnis. Gerade die Re-Strukturierung des ökonomischen Weltsystems findet nicht nur auf den Welthauptmärkten statt, sondern auch auf nationaler und regionaler Ebene. Regionalisierung bedeutet für die global agierende Ökonomie auch, die regionalen Standortbedingungen der Kapitalverwertung zu optimieren und in dieser Logik werden die Standortfaktoren relevant. Um sie als Anreizsystem für Investitionen auszubauen, müssen konsequenterweise die endogenen Entwicklungspotentiale einer Region gestärkt werden. Bedeutsam in diesem Kontext ist das Humankapitalpotential, das als ”weicher Standortfaktor” über das quantitative und qualitative Niveau von Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten in einer Region bereitgestellt wird. Standortvorteile einer Region lassen sich aber nicht nur durch ökonomische Faktoren beschreiben, denn Region ist mehr als nur Wirtschaftsraum; sie bietet als kultureller Lebensraum weitreichende Identifikationsmöglichkeiten, so daß kulturelle Angebote gleichfalls als Standortvorteil gesehen werden müssen.


In die Debatte um die endogene Entwicklung� von Regionen ist die Denkfigur der ”lernenden Region”� eingeführt worden. Ein Kriterium der lernenden Region ist die Existenz von Netzwerken. Netzwerke sind Ausdruck einer intermediären Organisationsform von kooperativen Akteuren mit unterschiedlichen Interessen, die auf die Forcierung regionaler Politikformulierung und -gestaltung setzen. Die Programmatik einer lernenden Region zielt darauf ab, die Potentiale und Ressourcen der regionalen Akteure zu mobilisieren, um dadurch einen Prozeß der Selbstorganisation und Selbstverantwortlichkeit von unten in Gang zu setzen. Dezentrale Politikformulierung und -umsetzung bedarf jedoch der Konkretisierung von Leitbildern und der Formulierung der erforderlichen Umsetzungsschritte für den einzuschlagenden Entwicklungspfad.


Regionale Entwicklungschancen stehen in einer engen Verbindung zu den vorhandenen Humankapitalressourcen und damit auch zum Infrastrukturniveau der Weiterbildung. Bereits in den 70er Jahren wurden Analysen vorgenommen, die die Raumbedeutsamkeit der Weiterbildung in diesem Kontext thematisierten. Trotz einer prekären Informationslage über die regionale Verfassung von beruflicher Bildung generell und aufgrund der ordnungspolitischen Position der Weiterbildung im besonderen, die die skizzierten Strukturprobleme und Selektionsmechanismen hervorbringt, wird ihr eine bedeutsame Funktion als immaterieller Standortfaktor attestiert. Dabei werden verschiedene Begründungslinien angeführt. Einerseits wird die Option verfolgt, strukturelle Defizite als Ergebnis des ordnungspolitischen Systems der Weiterbildung im Spannungsfeld von Staat und Markt durch verstärkte Kooperation und Regulation zu reduzieren, um damit die Funktionalität und Leistungsfähigkeit zu erhöhen. Strategisch bedeutet dies, das ”weiche System” der Weiterbildung in einen Entwicklungspfad der ”mittleren Systematisierung” zu überführen und dabei mehr öffentliche Verantwortung und Ressourcen zur Geltung zu bringen. Andererseits eröffnet dies die Perspektive, die Barrieren zwischen verschiedenen öffentlichen Ressortpolitiken wie z.B. der Berufsbildungs-, Weiterbildungs-, Arbeitsmarkt-, Sozial- und Wirtschaftsförderungspolitik und der betrieblichen Arbeitsmarktpolitik im Hinblick auf die Zielformulierung und den Instrumenteneinsatz weiter aufzuweichen. 


4.	Klein- und Mittelbetriebe als Kooperationspartner von Weiterbildungsträgern


Nahezu übereinstimmend findet sich in der Literatur die Auffassung, daß Klein- und Mittelbetriebe großen Anteil an der Beschäftigungssicherung haben und entscheidend zum regionalen Strukturwandel beitragen. Die Bewältigung des technologischen und strukturellen Wandels ist andererseits zu einer existenziellen Frage kleiner und mittlerer Unternehmen geworden. Klein- und Mittelbetriebe können nicht wie transnationale Unternehmen agieren, sie sind in jeder Beziehung an den Raum, die Region gebunden und müssen deshalb ihre Anpassungsleistungen an veränderte Marktbedingungen aus eigenen Ressourcen oder unter Zuhilfenahme externer Kompetenzen vollziehen. Der Zwang zur Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt als Folge der Globalisierung stellt daher höhere Anforderungen an die Innovationsfähigkeit der Betriebe. Diese lassen sich jedoch nur mit kontinuierlichen Reorganisationsmaßnahmen bewältigen, die aber nur dann erfolgversprechend sind, wenn die Mitarbeiter daran beteiligt und rechtzeitig und ausreichend dafür qualifiziert sind. Die Qualifikationen der Mitarbeiter bzw. die Erschließung und Nutzung des betrieblichen Qualifikationspotentials sind somit ein wichtiger Standort- und Wettbewerbsfaktor, zumal bestimmte Qualifikationen im extrafunktionalen Bereich kaum über den externen Arbeitsmarkt zu beschaffen sind und von daher eine Investition in die Humankapitalausstattung, also in die Weiterqualifizierung der vorhandenen Belegschaften, betriebswirtschaftlich durchaus als sinnvoll erscheint.


Über die Weiterbildungsaktivitäten von Klein- und Mittelbetrieben liegen Ergebnisse aus verschiedenen Untersuchungen vor. Aufgrund der jeweiligen Datenbasis und verwandten Fragetechnik bzw. Fragedimensionen sind Ergebnisse untereinander nur mit Einschränkungen vergleichbar. Zum Teil liefern sie sogar widersprüchliche Befunde. In einer Untersuchung der Europäischen Kommission im Rahmen des Aktionsprogramms FORCE� in 12 Mitgliedsstaaten der EU zu zentralen Strukturindikatoren der betrieblichen Weiterbildung wurde festgestellt, daß bundesdeutsche Betriebe im Vergleich zu anderen Ländern nur einen geringen Grad an Institutionalisierung aufweisen. Nur fünf Prozent der Betriebe verfügen über eine eigene Weiterbildungsabteilung, drei Prozent beschäftigen hauptamtliches Personal für die Weiterbildung, nur zehn Prozent der Betriebe stellen für die Weiterbildung ein festes Budget zur Verfügung und fünfzehn Prozent erarbeiten regelmäßig einen Weiterbildungsplan. Diejenigen Betriebe (jedes dritte Unternehmen), die den zukünftigen Personal- und Qualifikationsbedarf ermitteln, realisieren zu 87 Prozent die Bedarfsfeststellung allein über die Befragung von Führungskräften.� Nach den Ergebnissen des Berichtssystems Weiterbildungsverhalten (BSW), der FORCE-Erhebung und der Untersuchung des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW)� hat übereinstimmend die Teilnahme der Erwerbstätigen an der beruflichen Weiterbildung in den letzten Jahren deutlich zugenommen, wobei die Beschäftigten in Großbetrieben stärkere Beteiligungszuwächse verzeichneten als die Belegschaften in Kleinbetrieben. Dieser generelle Entwicklungstrend ist jedoch dadurch begleitet, daß in Großbetrieben der Zeitaufwand pro Teilnehmer deutlich rückläufig ist, während in Klein- und Mittelbetrieben der Rückgang des Zeitfaktors nicht zu beobachten ist. Erklärbar wird der Rückgang des Zeitfaktors in Großbetrieben durch die Veränderungen in der betrieblichen Organisation von Lernprozessen, die zunehmend an Arbeitsvollzüge angekoppelt werden (arbeitsintegriertes Lernen) und sich von daher einer exakten und differenzierten statistischen Erfassung ”entziehen”.� Die Befunde zu den betrieblichen Weiterbildungsaktivitäten in Abhängigkeit von der Betriebsgrößenklasse werden durch die jüngsten Ergebnisse des IAB-Betriebspanels weitgehend bestätigt. Von besonderem Interesse ist jedoch, daß, gemessen am Anteil von 37 Prozent aller Betriebe, die im ersten Halbjahr 1997 eine Weiterbildungsmaßnahme durchführten, der Anteil der Klein(st)betriebe (bis zu 9 Beschäftigte) mit 28 Prozent vertreten ist, Kleinbetriebe (10 bis 49 Beschäftigte) eine Beteiligungsquote von 56 Prozent aufweisen und mittlere Unternehmen (50 bis 499 Beschäftigte) bereits in 78 Prozent der befragten Fälle Weiterbildungsmaßnahmen veranlaßten.� Dies kann durchaus als Indiz dafür gewertet werden, daß vor allem Kleinbetriebe ihre Aktivitäten in der beruflichen Weiterbildung in jüngster Zeit intensiviert haben, wobei dies branchenmäßig sicherlich differenziert zu betrachten wäre.


Grundsätzlich kann dennoch zwischen weiterbildungsaktiven und weiterbildungsabstinenten Klein- und Mittelbetrieben unterschieden werden. Während in strategisch orientierten Betrieben der Weiterbildung ein herausragender Stellenwert zugemessen wird und sie als ”Chefsache” in der Verantwortung der Unternehmensleitung als Teil einer betrieblichen Gesamtstrategie unter Berücksichtigung der Interessen der Beschäftigten behandelt wird, wird in reaktiv orientierten Betrieben der Weiterbildung nur eine untergeordnete Bedeutung eingeräumt. Weiterbildung, wenn überhaupt initiiert, wird als Anpassung der fachlichen Qualifikationen der Belegschaft angesehen und nicht als strategische Komponente der Unternehmensentwicklung und Personalpotentialorientierung interpretiert.�


Bekanntlich ist die Weiterbildung in Klein- und Mittelbetrieben von einer Vielzahl von zeitlichen, sachlichen, personellen und finanziellen Problemlagen überschattet. In der Regel werden solche Problemlagen mit unzureichender infrastruktureller Ausstattung, mangelnden Kompetenzen der damit beauftragten betrieblichen Mitarbeiter und mit fehlenden hauptamtlich tätigen Planungsstäben begründet. Sofern diese Auffassung empirisch überprüft ist, gehen die Hypothesen von einer betrieblichen Defizitsituation aus.� Die Ursachen sind jedoch auf anderen Ebenen zu sehen. Dies ist nicht zuletzt mit der strategischen Perspektive verknüpft, die betrieblichen Planungsbeauftragten als Experten mit berufspraktisch erworbenen Kompetenzen aktiv in den Prozeß der Personalentwicklung einzubinden und damit den Boden für die Verstetigung der Kooperation von Weiterbildungsträgern und Betrieben mit dem Ziel zu bereiten, die betriebliche Qualifizierung stärker für die betrieblichen Innovations- und Reorganisationsprozesse nutzbar zu machen. Daß auch Mittelbetriebe in diesem Feld nicht in großem Umfang professionell arbeiten, ist weniger den mangelnden Kompetenzen der damit Beauftragten oder den gemeinhin als gering entwickelten und kurzzeitig orientierten Planungsperspektiven der Betriebe geschuldet. Eher sind die Ursachen in strukturellen, informationellen und strategischen Defiziten im überbetrieblichen Bereich zu verorten. So existiert für die Aufgaben der betrieblichen Personalentwicklung kein Berufsbild, mithin auch kein systematischer Wissenskanon über berufliche Aufgaben, Tätigkeiten und Leistungen. Im Gegensatz zu Großbetrieben werden die entsprechenden Aufgaben kaum je als Haupttätigkeit wahrgenommen, so daß auch eine Professionalität durch berufspraktisches Handeln nur durch langjährige praktische Erfahrung zu erreichen ist. Dadurch sind auch innerbetriebliche Abstimmungsprozesse erschwert, da weder von seiten der Entscheidungsträger noch von seiten der beauftragten Mitarbeiter auf rationale und ”objektive” Kriterien für die Organisation und Durchführung von Weiterbildungsmaßnahmen Bezug genommen werden kann. Darin können nicht nur Ursachen für eine weitgehende Nichtbefassung mit entsprechenden Fragestellungen gesucht werden, sondern auch Gründe für Frustration und Beliebigkeit in der Argumentation und Begründung für Vorschläge und Qualifizierungsnotwendigkeiten gegenüber der Geschäftsleitung und deren Ablehnung.


Das informationelle Defizit läßt sich durch zwei Momente beschreiben. Das eine liegt in der intransparenten Datenlage, die kaum als geeignete Orientierungshilfe für Entscheidungen durch betriebliche Praktiker angesehen werden kann. Das andere Moment liegt in der Unüberschaubarkeit der Regelungsebenen der beruflichen und betrieblichen Weiterbildung, in der eine für betriebliche Praktiker kaum zu durchschauende Zersplitterung an Institutionen und Organisationen, die Kurse unterschiedlichster Art, von unterschiedlichstem Niveau, von unterschiedlichster Dauer und mit unterschiedlichem Preis anbieten.


Unter diesen Rahmenbedingungen verbleibt die betriebliche Weiterbildung - und damit ist das zentrale o.g. strategische Defizit angesprochen - auf dem minimalen Niveau der punktuellen, kurzfristigen und unsystematischen Anpassungsqualifizierung. Ferner ist unter diesem Aspekt anzumerken, daß gerade Klein- und Mittelbetriebe häufig in ihren Geschäftspolitiken eine Innovationsgeschwindigkeit zeigen, die nicht im Einklang mit der Dauer von Prozessen der Qualifikationsentwicklung steht: Die betrieblichen Reaktionen auf Markterfordernisse können so gravierend und schnell erfolgen, daß eine angemessene Mitarbeiterqualifizierung mit einem time-lag versehen ist und zeitlich zu spät kommt. Somit erscheint es angezeigt, die Organisation der betrieblichen Weiterbildung in Richtung einer Verstetigung und Verknüpfung mit betrieblichen Reorganisationsprozessen weiterzuentwickeln und ihr damit ein stärkeres antizipatives bzw. strategisches Gewicht im Sinne von Zukunftsorientierung zu verleihen.


Ein Charakteristikum des Weiterbildungsmarktes ist sein ”immaterielles Dienstleistungsprodukt”, das mit einer hohen Heterogenität im Leistungsangebot der Weiterbildung verbunden ist und zu Intransparenzen führt. Die Vielzahl der Anbieter (plurale Struktur) verstärkt die Intransparenz, andererseits sichert die plurale Struktur die Deckung unterschiedlichster Bedarfslagen in verschiedenen Teilmärkten.� Der Weiterbildungsmarkt funktioniert zudem in weiten Bereichen als Anbietermarkt. Dies hat die weitreichende Konsequenz, daß die Weiterbildungsanbieter ihr Programm in der Hoffnung definieren, daß seitens der nachfragenden Betriebe ein entsprechender Bedarf existiert. In Anbetracht der Tatsache, daß Weiterbildungsträger zu wenig die konkreten Bedarfslagen der Betriebe� kennen, noch über geeignete Instrumente und Methoden verfügen, um zukünftige Bedarfslagen zu prognostizieren, werden die bekannten Bedarfsstrukturen mittels ”klassisch-bewährter” Standardangebote mehr oder minder fortgeschrieben. Dieses strukturkonservative Handlungsmuster erweist sich jedoch bezüglich notwendiger Innovationen infolge sich dynamisch und schnell verändernder betrieblicher Bedarfslagen, die durch Reorganisations- und Umstrukturierungsprozesse verursacht sind, als zentrale Engpaßvariable für die Marktanpassung. Besonders problematisch zeigt sich dies für Klein- und Mittelbetriebe, die im Modernisierungsprozeß (Organisation, Produktionsablauf, Produktspektrum und Marktanpassung) daher zunehmend auf externe Leistungen angewiesen sind.


Wendet man die vorgenannten Überlegungen in Richtung des notwendigen Wandels in den Weiterbildungsorganisationen, so kann man folgern, daß in der Kooperation von Bildungsträgern und Betrieben die Einlösung veränderter Anforderungen denkbar ist. Diese Annahme gründet sich einerseits darauf, daß Bildungsträger in zunehmendem Maße ihre Geschäftspolitik durch Marketingstrategien von der Angebotsorientierung zu einer Dienstleistungsorientierung mit Bezug zu Betrieben der Region als Nachfrager weiterentwickeln.� Andererseits ist eine Tendenz zur Auslagerung von Unternehmensfunktionen in eigenständige Betriebseinheiten vorhanden, die der Kooperation von Bildungsträgern und Betrieben weiter Vorschub leisten dürfte. Einzelbetriebliche Interessen und die Verquickung von Beratungs- und Dienstleistungsaufgaben in diesem sich neu entwickelnden Feld behindern gegenwärtig noch Kooperationsverbindungen, wie sie in klassischen Beratungstätigkeiten durchaus üblich sind. Dem entgegengebrachten Vertrauen von seiten der Betriebe wäre daher mit einer verstärkten Professionalisierungs- und Dienstleistungsorientierung auf seiten der Bildungsträger mit einem erweiterten und maßgeschneiderten Beratungs- und Weiterbildungsangebot zu begegnen, das auf die Umsetzung neuer Managementphilosophien in den Betrieben, die die Weiterbildung mit der Personal- und Organisationsentwicklung in der Perspektive einer ”lernenden Organisation” im Prozeß einer kontinuierlichen Reorganisation verknüpft, Bezug nimmt.� Daß in diesem Bereich noch erhebliche Probleme existieren, belegen Untersuchungen, denen zufolge der Anforderungskatalog, der von den Betrieben als relevant für eine Kooperation angesehen wird, wie z.B. Angebotsflexibilität in inhaltlicher, zeitlicher und regionaler Sicht, Kompetenz der Mitarbeiter, Beratungsintensität, Serviceleistung und Preis/Leistungsverhältnis, Orientierung am betrieblichen Bedarf und Praxisbezug von den Weiterbildungseinrichtungen, nur unzureichend erfüllt wird.�


Im wissenschaftlichen Diskurs hat sich herauskristallisiert, daß die Region ein wesentliches, auch von den Betrieben akzeptiertes, Regulationsfeld der beruflichen Weiterbildung darstellt.� Für eine Verbindung von regionalem und betriebsstrukturellem Wandel erscheint es unmittelbar sinnvoll und notwendig, Instrumente und Methoden der Kooperation zwischen regionalen Bildungsträgern und Betrieben zu installieren und deren Funktionsfähigkeit evaluativ zu erproben. Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern hat sich durch die Abschottung der beruflichen Erstausbildung von der beruflichen Weiterbildung und durch die Trennung von schulischen und betrieblichen Phasen mit je eigenständigen Lehr-Lern-Formen und institutionellen Zuständigkeiten ein Grad an Differenzierung und gegenseitiger Abschottung ergeben, der in seiner Komplexität die Grenzen einzelbetrieblicher Planungs- und Entscheidungskapazitäten erreicht hat. Aus betrieblicher Sicht erscheint es am ehesten zweckmäßig, dieses Feld auf der Basis fallorientierter Problemlösungsverfahren zu bearbeiten. Die Ergebnisse können den beteiligten Betrieben zu einer praxisbegleitenden Kompetenzentwicklung hinsichtlich ihrer Weiterbildungsorganisation und der Kooperation mit externen Bildungsträgern verhelfen, das Risiko von betrieblichen Modernisierungsvorhaben reduzieren und sie für den weiteren Modernisierungsprozeß vorbereiten und qualifizieren. Durch paßgenaue und zukunftsorientierte Qualifizierung von Mitarbeitern können Kosten für Fehlinvestitionen in diesem Bereich vermieden und durch formative Evaluierung könnte eine Generalisierung der Ergebnisse für den Transfer in andere Betriebe frühzeitig hergestellt werden.


Letztlich wird eine stärkere Kooperation zwischen Betrieben und Bildungsträgern den Wandel im institutionellen Spektrum der Weiterbildung weiter beschleunigen. Historisch hat das institutionelle Gefüge der Weiterbildung unterschiedlich prägenden gesellschaftlichen Entwicklungen und Wandlungen unterlegen, die in der Weiterbildungslandschaft zu erheblichen quantitativen wie auch qualitativen Ausdifferenzierungsprozessen geführt haben.� Beispielhaft hierfür steht in jüngster Zeit der Umbruch der Weiterbildung im Transformationsprozeß in den neuen Ländern.� Seinen Niederschlag hat dies u.a. in der wachsenden Bedeutung der beruflichen Weiterbildung ”als (dem) grenzüberschreitenden Aktivitätsmodell im Überschneidungsbereich pädagogischer und ökonomischer Rationalitäten”� in den letzten zwanzig Jahren gefunden. Deutlicher Ausdruck hierfür sind die institutionellen Trägerstrukturen. So dominieren bei den Weiterbildungsteilnahmefällen bekanntermaßen die Veranstaltungsaktivitäten von Betrieben und Unternehmen, privaten Instituten und Kammern.�


Mit der Durchsetzung unternehmerischer Prinzipien am Weiterbildungsmarkt und dessen Rückwirkung auf die institutionelle Weiterbildungsinfrastruktur - so z.B. stimuliert durch das Outsourcing ehemals betrieblicher Bildungsabteilungen in selbständig am Markt agierenden Profit-Centern - hat das Paradigma der Betrieblichkeit in der Aufgabenerfüllung die normative Vorherrschaft angetreten. Die klassischen Bildungsträger werden somit in einen Anpassungs- und Legitimationsdruck gezwungen, der unter den Bedingungen verknappter öffentlicher Finanzierung zunehmend von der betrieblichen Handlungslogik der Produktorientierung und Vermarktung definiert wird.� Konsequenz dieser Entwicklung bei den Bildungsträgern, und dies vor dem Hintergrund zunehmender Konkurrenz um bestehende und neu zu erschließende Marktsegmente, ist die forcierte Durchsetzung moderner Management- sowie Organisations- und Professionalisierungskonzepte, veränderter Marketingstrategien wie auch die Umsetzung von Verfahren der Qualitätssicherung, der Kunden- und Dienstleistungsorientierung, des Benchmarking und des Controllings. Die Notwendigkeit der Anpassung wird zudem durch die veränderten Formen der Lehr- und Lernorganisation erzeugt. Der Einsatz neuer Lerntechnologien im Kontext von multimedial-unterstützten, selbstorganisierten und selbstgesteuerten Lernprozessen im Rahmen des ”lebenslangen Lernens”, der die traditionellen institutionell-organisatorischen Strukturen, Lernorte, Curricula wie auch Zeitdimensionen in der Verteilung von Lern- und Arbeitsphasen in der Erwerbsbiographie nachhaltig beeinflußt, wird nicht ohne Auswirkungen auf die Bildungsträgerlandschaft bleiben können. In der Konsequenz werden sich das Selbstverständnis, das Aufgabenprofil und das Angebots- und Leistungsspektrum, gegenwärtig noch weitgehend durch die Exklusivität des traditionellen Lernortes ”Bildungsträger” charakterisiert, wandeln müssen, denn sie geraten zunehmend an die Grenzen der Leistungsfähigkeit gegenüber veränderten externen Nachfrageanforderungen. Verstärkt wird dies durch neue Bedingungen in der öffentlichen Förderung der beruflichen Weiterbildung nach dem Sozialgesetzbuch III, das die Bildungsträger zu neuen Kooperations- und Kompensationsstrategien zwingt.


Ob der Transformationspfad im Institutionsgefüge der Weiterbildungsträger aufgrund verstärkter Entgrenzungs-, Pluralisierungs- und Enttraditionalisierungsprozesse zwangsläufig in Deinstitutionalisierungstendenzen hineinführt, die durch die Expansion virtueller Lernräume und -arrangements, die dem Primat der individuellen Selbstorganisation und -steuerung außerhalb der klassischen Vermittlungskonfigurationen der Bildungsorganisation folgen, beschleunigt werden, muß als offen angesehen werden.� Auszugehen ist jedoch davon, daß die mediale Modernisierung neben der stärkeren Marktorientierung, Rationalisierung und Effizienzsteigerung die Bildungsorganisation regional-, situations- und einrichtungsspezifisch gravierend verändern wird, und daß die Bildungsträger hierauf mit einem anderen als dem bisherigen Leistungsprofil reagieren müssen, wollen sie im Wettbewerb nicht untergehen.�


5.	Netzwerke zwischen Weiterbildungsträgern und Betrieben


Das Thema Kooperation und Koordination in der Weiterbildung ist ein schon lange diskutiertes Problem, denn es reicht bis in die 70er Jahre im Zusammenhang mit der Entstehung von Weiterbildungsgesetzen in den Bundesländern zurück.� Es scheint, als herrsche derzeit vor dem Hintergrund gewandelter Anforderungen an die Weiterbildung zwischen den politischen Akteuren ein weitgehender Konsens in dieser Frage, zumindest dann, wenn die Regulationsfrage in den Extrempositionen von Markt einerseits und Staat andererseits ausgeblendet bleibt. Erst jüngst hat der Deutsche Industrie- und Handelstag das Thema erneut aufgegriffen und die vielfältig bestehenden Kooperationsbeziehungen zwischen Kammern und dem Bundesverband Deutscher Privatschulen dokumentiert.�


Im Zusammenhang mit der Regionalisierung der Weiterbildung sind in den letzten Jahren vielfältige Konzepte zum Aufbau von Kooperationsmodellen entwickelt und erprobt worden, die unter den Begriffen von Weiterbildungs- bzw. Qualifizierungsnetzwerken, Weiterbildungsagenturen, Weiterbildungsmaklern u.a. firmieren.� Netzwerke können in allgemeiner Form als Zusammenschlüsse von Akteuren, die gemeinsam ein bestimmtes Ziel verfolgen, verstanden werden. Dementsprechend handelt es sich bei Qualifizierungsnetzwerken um (in Grenzen) formalisierte Zusammenschlüsse von regionalen Einrichtungen (Betrieben, Bildungsträgern, Kammern, sonstige), die das Ziel der besseren Ausschöpfung der vorhandenen regionalen Weiterbildungsressourcen und deren problemangemessene Weiterentwicklung betreiben. Neben den Inhalten stehen vor allem auch Ziele der Organisation (Verfügbarkeit, Flexibilität, Spezialisierung), der Wirtschaftlichkeit (Kosten) und der Qualitätssicherung im Blickfeld. Selbst wenn bisher noch keine abgesicherten und transferfähigen Ergebnisse über die Wirkungsweisen und den Erfolg dieser, zumeist im Rahmen von Projektforschung durchgeführten Modelle vorliegen, so kann man konstatieren, daß durch die öffentliche Projektförderung Innovationen stimuliert wurden, die im Rahmen des unmittelbar staatlichen Gestaltungseingriffs in der Weiterbildung nur schwierig und vor allem konfliktträchtig umzusetzen gewesen wären.� Das Spektrum der geförderten Projekte erstreckt sich auf Aufgaben, die primär das Ziel verfolgen, Betriebe bei Umstellungs- und Reorganisationsproblemen in Fragen der begleitenden Qualifizierung der Beschäftigten durch Hilfe von Einrichtungen der beruflichen Bildung zu unterstützen und zu beraten. Aber auch Modellprojekte zum Aufbau regionaler Tätigkeits- und Lernagenturen, die den grenzziehenden und zunehmend segmentierenden Rahmen in der Etablierung unterschiedlicher Funktionsbereiche wie der betrieblichen und öffentlich geförderten Weiterbildung vor dem Hintergrund veränderter individueller Erwerbsbiographien und Lebenslagen aufzubrechen versuchen�, sind Gegenstand der öffentlichen Projektförderung.�


Mit dem in die wissenschaftliche und politische Debatte eingeführten Begriff der ”mittleren Systematisierung”� ist ein Strategiekonzept verbunden, welches das ”weiche” System der Weiterbildung in einen Entwicklungspfad überführt und unter Beibehaltung der Besonderheiten der Weiterbildung wie z.B. der Flexibilität, Vielfalt und Spontaneität die spezifische Funktionalität und Leistungsfähigkeit des Systems erhöht. Netzwerke als dezentrale Formen des Einsatzes von Problemlösungskapazitäten zur Entscheidungsfindung übernehmen in diesem Kontext Aufgaben der kooperativen und intermediären Steuerung.


Ungeachtet der jeweiligen Reichweiten und Stabilitäten von bestehenden Netzwerkmodellen zielt die Grundintention darauf ab, bisher voneinander getrennte Aktionsfelder der Weiterbildung und deren Träger in einen Kommunikations- und Kooperationsprozeß einzubinden und dabei vorhandene Ressourcen zu optimieren und Synergien zu nutzen. Ein mehr an Koordination der Akteure in verschiedenen Handlungs- und Gestaltungsfeldern wie z.B. der Angebotsplanung und Transparenzherstellung, also der Angebotsveröffentlichung, der Lern- und Bildungsberatung, der Bedarfsermittlung, der Qualitätssicherung, der Professionalisierung des Personals, der Curriculumentwicklung, der Zielgruppenarbeit und der Lernortkooperation könnte auch die Transaktionskosten der Nachfragerseite senken.


Netzwerke sind als notwendiger Unterbau einer regionalen Weiterbildungspolitik anzusehen. Sie werden aber nur dann effektiv und optimal arbeiten können, wenn die Akteure eine gegenseitige Akzeptanz entwickeln, einen Interessenausgleich herstellen und Partizipation ermöglichen. Unter dieser Voraussetzung können sie einer Region als ordnungspolitischer bzw. gebietskörperschaftlicher Referenzpunkt ein eigenes Gewicht verleihen, ohne daß damit die ordnungspolitische Funktion von staatlichen Rahmenregelungen gleich in Frage gestellt ist. Zudem wären sie in der Lage, das Marktgeschehen in Schranken zu verweisen, nachdem ”Verbindlichkeit” als Charakteristikum von Netzwerken anerkannt wird.


Netzwerke können ferner die Aufgabe übernehmen, aktuelle wie auch zukünftige qualifikatorische Bedarfslagen, die infolge betrieblicher Reorganisations- und arbeitsmarktlicher Anpassungsprozesse oder aufgrund von Arbeitslosigkeit entstehen, in einem Konsensprozeß dialogorientiert zu ermitteln. Der Bedarf an Qualifizierung und Weiterbildung gehört zu den zentralen Planungs- und Orientierungskategorien einer dezentralen Weiterbildungspolitik.� Grundsätzlich ist Skepsis bei der Frage angebracht, ob die Ermittlung von konkreten Weiterbildungsbedarfen vor dem Hintergrund der Dynamik des technisch-organisatorischen, sozialen und strukturellen Wandels möglich ist.� Zu verweisen ist dabei auf die fehlgeschlagenen Prognosen der Manpower-Forschung für die staatliche Bildungsplanung. Aber auch die Betriebe sind kaum in der Lage, ihren Qualifikationsbedarf auf mittlere Sicht zu planen. Dies erscheint, auch wenn entsprechende Instrumente und Methoden vorhanden wären, als Illusion, denn die verfügbaren spärlichen Daten und Informationen - und dies gilt vornehmlich auf regionaler Ebene - sind zu statisch, heben auf Kausalitäten ab, besitzen zu wenig prognostische Aussagekraft und sind in ihren Profilen zu unscharf. Dies ist der Tatsache geschuldet, daß sich Qualifikationsbedarfe nicht unmittelbar abfragen lassen, sondern als latente Bedarfe erst entschlüsselt werden müssen. Ungeachtet der wissenschaftlichen Diskussion um die methodischen Grenzen und Reichweiten in der Bedarfsermittlung kann festgehalten werden, daß eine stärkere Integration verschiedener Fachpolitiken und eine verstärkte Kooperation und Kommunikation der Akteure in der regionalen Bildungslandschaft die organisatorischen, institutionellen und instrumentellen Voraussetzungen schaffen kann, Bedarfsfelder der Qualifizierung und Weiterbildung vor allem unter dem Aspekt der Zukunftsorientierung zu markieren�, denn erst über die Identifizierung von künftigen Bedarfsfeldern kann über Qualifizierungsmaßnahmen eine Flankierung des regionalen Strukturwandels vollzogen werden. Für eine weitgreifende Politik des regionalen Changemanagements ist es daher eine wesentliche Voraussetzung, auf Basis eines Leitbildes die adäquaten Strategien und Instrumentierungen für die regionalorientierte Weiterbildung zu entwickeln. Erforderlich hierfür ist jedoch die Implementierung eines dichten und mehrschichtigen Informationsnetzes, das ein qualifikations- und potentialorientiertes Monitoring des beruflichen Aus- und Weiterbildungssystems in Verbindung zu betrieblichen und überbetrieblichen Arbeitsmärkten ermöglicht. Hierdurch könnte nicht nur eine Optimierung in den Infrastrukturressourcen von beruflicher Bildung erreicht werden, sondern zugleich würden Strategien zur sozialen Gestaltung regionaler Prozesse eröffnet. Aufgrund veränderter Rahmensetzungen, die u.a. durch das neuakzentuierte Profil der öffentlich-geförderten beruflichen Weiterbildung im Sozialgesetzbuch III entstanden und an neue Instrumente zur Neuformierung von Übergangswegen zwischen Qualifizierung und Beschäftigung bzw. Lernen und Arbeiten gekoppelt sind, werden regionale Qualifizierungsnetzwerke und Lernortverbünde mit neuen Lernkonzepten in der Weiterbildung zur Bewältigung des Strukturwandels in Zukunft an Bedeutung gewinnen.


Projektbeispiel: ”Innovations- und Qualifizierungsnetzwerk Gronau (IQNG)”�


Das Netzwerkprojekt richtet seine Arbeitsaufgabe auf die branchenstrukturellen Umbrüche in einer Region, die im Vergleich zum Landesschnitt eine hohe Arbeitslosigkeit aufweist. Die Arbeitslosigkeit ist dadurch verursacht, daß die ehemals regional dominierende traditionelle Textilindustrie mit Rand- und Zulieferbetrieben rapide wegbrach und durch eine Reihe von betrieblichen Neuansiedlungen kompensiert wurde. Schwerpunktmäßig sollen in diesem Qualifizierungsnetzwerk - in dessen Zentrum Unternehmen aus der Region Gronau sowie regionale Bildungseinrichtungen und Einrichtungen der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik stehen - neue Formen der betrieblichen Qualifizierung gefördert werden. Die am Netzwerk beteiligten Betriebe sollen kooperativ neue Formen der betriebsnahen Qualifizierung nutzen, um die Beschäftigung in den beteiligten Unternehmen zu sichern und die Mobilität der Arbeitnehmer in den Unternehmen und auf dem regionalen Arbeitsmarkt zu verbessern. Zum Zielspektrum des Netzwerks zählt auch die Beratung von Betrieben und Arbeitnehmern in Qualifizierungsfragen. Durch Weiterbildungsberatung soll in den Unternehmen zusammen mit allen betrieblichen Interessengruppen der Innovations- und Weiterbildungsbedarf ermittelt und in Konzepte zur Reorganisation und in Schulungsmaßnahmen umgesetzt werden.


Mit Hilfe von Kooperation zwischen Weiterbildungsanbietern untereinander und zwischen Weiterbildungsanbietern und Weiterbildungsnachfragern soll versucht werden, Orientierungen und Handlungsfähigkeiten auf einem weitgehend intransparenten und durch fehlende Regulierungen gekennzeichneten Markt herzustellen. Dabei soll die Konzeption eines Kooperationssystems, welches neben oder zwischen den Regulationsmechanismen Markt und staatlicher Hierarchie anzusiedeln ist, die Steigerung der Leistungsfähigkeit der betrieblichen Weiterbildungsorganisation ermöglichen. 


Konkretisiert wurden die Ziele des Projekts wie folgt:


Die am Netzwerk beteiligten Betriebe sollen partner- und nachbarschaftlich neue Formen der betriebsnahen Qualifizierung nutzen, um:


die Beschäftigung in den am Netzwerk beteiligten Unternehmen zu sichern und


die Mobilität der Arbeitnehmer in den Unternehmen und auf dem regionalen Arbeitsmarkt zu verbessern.


Diesen Zielsetzungen folgend führte das Projekt eine Vielzahl von Beratungen und Qualifizierungsmaßnahmen bei Betrieben und für Arbeitnehmer in der Region durch. Mit der Akquisition von beitragzahlenden Betrieben bildete sich rasch ein Netzwerk-Kern von betrieblichen Hauptakteuren. Der Kreis der aktiv beteiligten Betriebe konnte im Laufe der Projektarbeit deutlich ausgedehnt werden, nachdem positive Erfahrungen aus den Gründungsbetrieben in der Region publik gemacht wurden. Bildungsträger sowie Einrichtungen der Regional- und Wirtschaftsförderung und der Arbeitsmarktpolitik partizipierten über Informations- und Kommunikationsprozesse am Netzwerk.


Konkret konnte über die Netzwerkaktivitäten, d.h. über die Vermittlungsarbeit des IQNG-Teams, die Kooperation in Qualifizierungsangelegenheiten in den folgenden Bereichen angeregt werden:


Betriebe stellen Schulungsräume und Lehrmittel für das Netzwerk zur Verfügung.


Betriebe stimmen sich ab in bezug auf inhaltliche Themen und Organisation von Maßnahmen, die im Rahmen des Netzwerks durchgeführt werden.


Teilnehmer aus unterschiedlichen Betrieben nehmen an den Maßnahmen teil.


Das Netzwerk vermittelt Experten für spezielle Qualifizierungsmaßnahmen.


Das Netzwerk etabliert ein Diskussionsforum, in welchem Betriebe untereinander und mit Experten über Probleme der betrieblichen Weiterbildungsorganisation diskutieren, wobei das Netzwerk als problemlösende Einrichtung fungiert.


Das Netzwerk verfolgt explizit einen Interessenausgleich zwischen betrieblichen und Arbeitnehmerinteressen in der Gestaltung der Qualifizierungsaktivitäten.


Ein evaluativer Blick auf diese Aktivitäten wurde über die klassischen Methoden der empirischen Sozialforschung ermöglicht, so über Expertengespräche mit partizipierenden Betrieben und sog. ”intermediären Institutionen”, über eine schriftliche Befragung von Betrieben aus der Region und über Befragungen von Maßnahmeteilnehmern und durch Seminarhospitationen, im wesentlichen aber auch über die Beratung und Beteiligung am Projektfortgang. Vor diesem Hintergrund kann belegt werden, daß die im Netzwerk engagierten Betriebe den Nutzen für sich und für die Region überwiegend positiv sehen. Dies gilt vor allem für die Unterstützung bei der Ermittlung von qualifikatorischen Bedarfslagen und deren Übersetzung in Maßnahmen. Es zeigt sich, daß die Betriebe hier auch Fortschritte in der Personal- und Organisationsentwicklung verspüren. Reservierter wird der Nutzen einer betrieblichen Beratung durch das Netzwerk eingeschätzt. Hier zeigt sich ein Feld, welches von den Betrieben als äußerst bedeutsam für die Marktfähigkeit gehalten wird, und welches die Betriebe offensichtlich zur Planung und Umsetzung von organisations-, produktions- und marktseitigen Innovationsmaßnahmen dringend in Anspruch nehmen wollen. Das Vertrauen in externe Beratung muß aber offensichtlich tiefer fundiert sein als dies durch ein vergleichsweise kurzzeitig laufendes Projekt gegründet sein kann. 


Die Integration der nichtbetrieblichen Institutionen in das Qualifizierungsnetzwerk hat seine Grenzen in der Ressortpolitik und in der Wettbewerbssituation der regionalen Bildungsträger. So scheint es vom Anspruch her überzogen, etablierte Institutionen wie die Kammern, die Einrichtungen der regionalen Wirtschaftsförderung oder auch langjährig agierende und gesetzlich abgesicherte Bildungsträger wie die VHS oder solche der Tarifparteien (z.B. bfw des DGB) zu einer intensiven Kooperation in einem Netzwerk zu bewegen. Immerhin kann die Akzeptanz der Existenz eines Netzwerks, die Wahrnehmung des dort entwickelten Qualifizierungsangebotes und der regionalen Kommunikationsaktivitäten als ein Schritt hin auf eine regionale berufsbildungspolitische Gestaltungsebene positiv bewertet werden. Wenn hier im Spannungsfeld von Pazifizierung, Wettbewerb und Legitimation eine solche Akzeptanz erzeugt werden kann, so ist dies ein positiver Effekt. Die Äußerungen der Vertreter solcher Institutionen zielen auf ”Neutralität” und Skepsis bezüglich Professionalität bei Betonung der grundsätzlichen Nützlichkeit der regionalen Koordination von Qualifizierungsaktivitäten, wobei überwiegend jedoch nicht auf eine sachliche Information zurückgegriffen werden kann. 


Auch aus subjektiver Perspektive, d.h. der Sicht der Teilnehmer an Qualifizierungsmaßnahmen, kann der Ertrag des Projekts positiv beurteilt werden. Insbesondere das Zusammenkommen von Teilnehmern aus verschiedenen Betrieben oder Betriebsteilen, das Kennenlernen von anderen Anwendungsfeldern als dem eigenen, die dadurch gesteigerte Bandbreite an Methoden und die Überwindung der engen Grenzen der etablierten seminarförmigen Weiterbildung hat zu hoher Motivation und damit zu überraschenden Lernerfolgen geführt, damit verbunden eine weitere hohe Teilnahmebereitschaft und ein ”Werbeeffekt von unten”, der die Netzwerkaktivitäten stützen kann.


Insgesamt, so zeigt sich in der Rückschau auf dieses abgeschlossene Projekt, kann eine Evaluation weniger an dem Grad der Realisierung von programmatischen (im Antrag formulierten) Zielen ansetzen, sondern eher an den konkreten Aktivitäten und an der Sicht der beteiligten Akteure und Gruppen. Hier zeigt sich, daß in der Region ein deutlicheres Verständnis in die Funktion eines solchen Netzwerks erzeugt werden konnte, und daß der Nutzen jedenfalls für die aktiv Partizipierenden dokumentiert werden kann. Wenn man also die Gestaltung der regionalen Bildungspolitik nicht auf den formal-rechtlichen Rahmen beschränkt sieht, sondern auf die faktisch ablaufenden Prozesse ausdehnt, dann kann hier ein aktiver Gestaltungsbeitrag identifiziert werden. 


6.	Aufbruch zu neuen Allianzen: integrierte Beschäftigungs- und Weiterbildungspolitik für Problemgruppen des Arbeitsmarktes als Gestaltungsfeld


Im nordrhein-westfälischen Weiterbildungsgesetz wird ein Bildungsbegriff transportiert, der nicht nur die Einheit von allgemeiner, beruflicher und politischer Bildung explizit betont, sondern auch öffentliche Verantwortung für die Weiterbildung - wie es bereits der Deutsche Bildungsrat forderte - reklamiert. Öffentliche Verantwortung ist aber nicht identisch mit staatlicher Regulierung. Vielmehr geht es darum, das Weiterbildungssystem und die ihm zugewachsenen Aufgaben durch finanzielle Förderung, juristische Absicherung, institutionelle Gewährleistung und infrastrukturelle Unterstützung perspektivisch zu fundieren. Im Kontext mit einer dezentralen Politik, die Aus- und Weiterbildung als Teil der Strukturpolitik definiert und konkrete Probleme vor Ort aufnimmt und gestaltet, kann dies nur bedeuten, die Ressorts der Wirtschaftsförderung, der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik, der Sozialpolitik und der Bildungs- und Kulturpolitik in ihren Instrumentarien und Finanzierungsmodalitäten stärker zu vernetzen, wie dies bereits auf kommunaler Ebene ansatzweise praktiziert wird.� Zur Umsetzung bedarf es jedoch organisatorischer bzw. institutioneller Netzwerkstrukturen, die in den oben genannten Handlungsfeldern als Dienstleister das erforderliche Schnittstellenmanagement und den Informationstransfer zwischen den verschiedenen Ressortpolitiken betreiben, und zwar vor allem dort, wo die Marktregulierung zu Chancenungleichheiten, Diskriminierungen und Ausgrenzungen führen.


Beispielhaft steht hierfür der sogenannte zweite Arbeitsmarkt, mit dessen Etablierung durch Maßnahmen der öffentlichen Arbeitsförderung und des Bundessozialhilfegesetzes (z.B. ”soziale Betriebe”�) eine Eigendynamik entstanden ist, die dazu geführt hat, daß erster und zweiter Arbeitsmarkt faktisch gespalten sind, da immer geringer werdende Übergänge vom zweiten in das erste Segment zu verzeichnen sind. Der zweite Arbeitsmarkt ist folglich zu einem sozialpolitischen Auffangbecken geworden, das, statt eine Brückenfunktion in den ersten Arbeitsmarkt herzustellen, mehr und mehr in die Funktion einer Wartezone für den Übergang in eine dauerhafte Erwerbslosigkeit geraten ist. Um dem Risiko einer weiteren Verschärfung von Ausgrenzung entgegenzuwirken, wäre es erforderlich, beide Arbeitsmarktsegmente stärker zusammenzuführen. Das heißt, es müßten Übergangskorridore bzw. -arbeitsmärkte�, die integrative Arbeits- und Qualifizierungsprozesse favorisieren und dies über die Kombination verschiedenster Förderungsinstrumente herstellen, geschaffen werden. Wichtig wären in diesem Zusammenhang z.B. der Wechsel von Arbeits- und Lernprozessen (Bildungsträger/Betriebe), die gezielte Eingliederungsförderung für Langzeitarbeitslose, die Vergabe bei öffentlichen Aufträgen an arbeitsmarkt- und weiterbildungspolitische Auflagen, die Verbindung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen mit Qualifizierungsanteilen, die Akzeptanz von Beschäftigungsgesellschaften als Träger von Arbeits- und Qualifizierungsförderung, die Intensivierung von Job-Rotation und Job-Transferansätzen, um nur einige Beispiele zu nennen.�


Diese Perspektive ist durch die Bestimmungen des neuen Sozialgesetzbuches III (AFRG) jedoch nicht ausreichend abgesichert. Denn mit dem SGB III wird das Ziel verfolgt, der Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt Priorität vor anderen Instrumenten der Arbeitsförderung wie z.B. der beruflichen Weiterbildung und Qualifizierung einzuräumen. Durch bestimmte Instrumente (Eingliederungsbilanzen) der Regionalisierung und Dezentralisierung ist es künftig möglich, die regionalen Effekte der staatlichen Arbeitsmarktförderung zu bilanzieren.� So sollen mit dem Instrument der Eingliederungsverträge Langzeitarbeitslose in den ersten Arbeitsmarkt (re)integriert werden. So positiv dieses Ziel ist, bleibt es doch abzuwarten, ob Eingliederungsverträge ein wirksames Mittel sind, eine dauerhafte Integration sicherzustellen oder ob sie nicht in Form einer Lohnsubventionierung wirken, die einen zweiten, nicht tariflich abgesicherten Arbeitsmarkt im ersten Arbeitsmarkt etablieren. Die gegenwärtige Debatte um das Kombilohn-Konzept, d.h. die Schaffung eines dauerhaften ”Niedriglohnsegments”, deutet in diese Richtung. Als noch problematischer muß dabei das Konzept der gemeinwohlorientierten ”Bürgerarbeit” angesehen werden, insbesondere dann, wenn sie nicht ”entlohnt”, sondern nur ”belohnt” wird, weil die Gefahr besteht, daß ”Bürgerarbeit” letztlich dauerhaftes Substitut von ”Erwerbsarbeit” wird. Dagegen ist Bürgerarbeit bzw. Bürgerengagement diskutabel, wenn es zur sinnvollen Tätigkeit, die nicht nur die berufliche Qualifizierung beinhaltet, in vorübergehenden Phasen von Arbeitslosigkeit führt.�


Grundsätzlich muß deshalb die Orientierung aller beschäftigungspolitisch initiierten Qualifizierungs- und Weiterbildungskonzepte die Anschlußfähigkeit zur Erwerbsarbeit im Blick halten. Phasen der Erwerbslosigkeit müssen als Phasen für diese Anschlußfähigkeit konzipiert und durch entsprechende Instrumente unterstützt werden. Anschlußfähigkeit heißt dabei nicht nur die Vermittlung funktionaler Qualifikationen, sondern schließt besonders auch den Kompetenzerwerb extrafunktionaler Schlüsselqualifikationen und die Eröffnung von Lernchancen ein. Gerade diese Kompetenzen im Sinne von Persönlichkeitsentwicklung, Kompetenzentfaltung, Kritikfähigkeit, Emanzipation und Reflexion des eigenen Handelns sind zentrale Voraussetzungen, sich auf den gesellschaftlichen Wandel vorzubereiten. Insofern setzt die Forderung nach ”Marktfähigkeit”, ”Ökonomisierung” und ”Verbetriebswirtschaftlichung” der Weiterbildung mit ihrem Zuschnitt auf den Erwerb funktionaler, arbeitsprozeßbezogener Qualifikationen, deren ”Erzeugung” kontrollierbar ist, die Akzente zu kurz, denn Bildung ist kein Produkt wie ”Frischkäse”, dessen ”Herstellungskette” sich auf Kosten-Nutzen-Relationen reduzieren läßt.


Die Rückkehr zu regionalen Horizonten in der Gestaltung von Weiterbildung setzt auf die Stärkung und Entwicklung der regionalen, endogenen Human- und Infrastrukturressourcen. Die Strategie der Revitalisierung der Region, verstanden auch als Abwehr gegen gesellschaftliche Desintegrationserscheinungen der Globalisierung, bedeutet konkret für die darin agierenden Bildungsorganisationen, sich neuen Aufgaben und Anforderungen aufgrund neukonturierter Nachfragestrukturen zu stellen. Das heißt, sie müssen sich als lernende Organisationen in einen kontinuierlichen internen Selbstlernprozeß begeben, der die notwendigen betrieblichen Restrukturierungsmaßnahmen sicherstellt. Dazu zählt neben der Etablierung eines neuen Aufgabenverständnisses als Dienstleister, die Qualitätssicherung durch Organisationsentwicklung und veränderte Arbeitsorganisation, die Erweiterung der ”Produkt-, Angebots- und Leistungspalette” für einen sich wandelnden Nachfragemarkt durch die Konzeptionierung eines entsprechenden Marketings wie auch die Implementation multimedialer und selbstorganisierter Lernformen. Getragen werden muß dies durch neue interne, aber vor allem durch neue externe Kommunikations- und Kooperationsstrukturen zwischen den ”lernenden” Organisationen, sei es nun der Betrieb oder der Weiterbildungsträger. Ein Netzwerk als Lernraum und Regulationsareal für unterschiedliche Organisationen und regionale Akteure ist die Voraussetzung für die ”lernende” Region, die sich ihrer Entwicklungspotentiale bewußt ist und sie durch adäquate Maßnahmen fördern will. Insbesondere in der Kooperation zwischen verschiedenen, an der beruflich-betrieblichen Weiterbildung beteiligten Institutionen in der Region liegt eine große Chance, berufliche Bildung als regionalpolitische Strategie fruchtbar zu machen. Wenn Modellkonstruktionen häufig überzogene Ansprüche an die Realisierung stellen und sich leicht in der nach wie vor scharfen interessenpolitischen Kontroverse verschleißen, haben konkrete Kooperationsbeziehungen den Erfolgsdruck quasi internalisiert. Die darin liegenden Gefahren einer Selbsttäuschung wiegen aber nicht den Erfahrungsgewinn auf, der darin enthalten ist. Einmal in Gang gesetzte Kooperationsprozesse haben immer die Chance einer Kontinuität, wenn ein sinnstiftender Kern und ein gemeinsames Problemverständnis erzeugt werden können. Daß damit noch keine ordnungspolitisch wirksame Strukturbildung erzeugt wird, ist offensichtlich. Aber ein zweiter Schritt ist nicht durchsetzbar, wenn der erste nicht erfolgt ist.


Die Stärkung regionaler Handlungs- und Gestaltungskompetenz, und zwar jenseits der vielstimmig hörbaren verbalen Symbolik in der Betonung des Standortfaktors Weiterbildung und der Notwendigkeit lebensbegleitenden Lernens, bedeutet aber letztlich auch die Notwendigkeit einer exogenen Impulsgebung mittels erhöhtem Finanztransfers durch die öffentlichen Haushalte. Die kontinuierliche Gewährung einer Basisfinanzierung für infrastrukturelle Ressourcen wäre die beste Voraussetzung, daß der Hoffnungsträger Region nicht zum Mythos und die Forderung des lebenslangen Lernens nicht zur symbolischen Leerformel wird. Denn sie gewährleisten den Aufbau stabiler Supportstrukturen im Sinne regionaler Kompetenzzentren, die allen Entscheidungsträgern, Bildungseinrichtungen, Lehrenden und Teilnehmern zur Verfügung stehen, und die Schaffung demokratischer Gremien in Form von regionalen ”Weiterbildungsräten”, die über die zentralen Politikfelder wie z.B. Bedarfsklärung, Infrastrukturfinanzierung, Beratung, Mittelbereitstellung beraten und entscheiden. Wer an den Ausgaben für Weiterbildung spart, verhält sich wie jemand, der die Uhr anhält, um Zeit zu gewinnen.


Letztlich bleibt ein Problem bestehen. Eine Resistenz der Region gegenüber globalen Turbulenzen an den Weltmärkten wird dann schnell brüchig, wenn viele Regionen über die Förderung ihrer Entwicklungspotentiale als ”Ansiedlungsköder”, die zumeist das gleiche Set von Potentialen umschließen, in einen ruinösen Wettbewerb untereinander treten. Dabei ist es wahrscheinlich, daß neue regionale Schieflagen entstehen und es Gewinner und Verlierer geben wird, wobei selbst dynamische Regionen ständig der Gefahr ausgesetzt bleiben, im weltweiten Kampf um Märkte und Standorte zu unterliegen, zumal die global agierenden Unternehmen den Wettbewerb der Regionen für ihre Interessen funktionalisieren können. Erst eine Neuorganisation des globalen Systems der regionalen Standorte im Sinne eines vernetzten, arbeitsteiligen, abgestimmten, kooperierenden und solidarischen Systems kann den Regionen Wind unter die Flügel verschaffen, so daß sie zum ”take off” ansetzen und die gesetzten Erwartungen zur Gestaltung der Zukunft erfüllen können.�
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